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Stellungnahme 

Die KVSH dankt für die Gelegenheit zur Stellungnahme und begrüßt die Initiative der Fraktionen, das 
Augenmerk erneut auf Lieferengpässe bei Arzneimitteln zu richten. Diese haben erhebliche Auswirkun-
gen auf die Tätigkeit unserer Mitglieder und die ärztliche Versorgung der Menschen in Schleswig-Hol-
stein. Die Nichtverfügbarkeit von Medikamenten erschwert die Behandlung und führt zudem zu Verunsi-
cherungen der Patientinnen und Patienten, was wiederum einen erhöhten Beratungsbedarf in den Pra-
xen nach sich zieht.  

Beim zuständigen Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) sind kontinuierlich hun-
derte von Medikamenten gelistet, die nicht oder nur eingeschränkt verfügbar sind. Das 2023 in Kraft ge-
tretene Arzneimittel-Lieferengpassbekämpfungs- und Versorgungsverbesserungsgesetz (ALBVVG) hat 
die Mangelsituation leider bisher nicht grundlegend ändern können. Weitere Maßnahmen des Bundes-
gesetzgebers und der EU, um Lieferengpässe zu bekämpfen und eine verlässliche Verfügbarkeit von 
Medikamenten sicherzustellen, unterstützen wir deshalb nachdrücklich. 

Beide vorliegenden Anträge enthalten eine Reihe von sinnvollen Maßnahmen, die aus unserer Sicht 
Teil der Problemlösung sein können. Zu unterscheiden ist jedoch zwischen Maßnahmen, die den Um-
gang mit der bestehenden Mangelsituation betreffen, und solchen, die dem Mangel grundsätzlich entge-
genwirken sollen.  

Kurzfristig sind auch Maßnahmen richtig und wichtig, die in der aktuellen Situation konkrete Verbesse-
rungen im Versorgungsalltag bewirken, etwa Überlegungen zu erweiterten Bevorratungsvorgaben 
(FDP-Antrag) oder die Prüfung (Antrag der Koalitionsfraktionen), wie Ärztinnen und Ärzten insbeson-
dere in Notdienstpraxen Informationen darüber zur Verfügung gestellt werden können, in welchen Apo-
theken von Lieferengpässen betroffene Arzneimittel aktuell verfügbar sind. 

Perspektivisch allerdings wünschen wir uns, dass die Politik das grundsätzliche Problem angeht, dass 
Arzneimittel aus einer Vielzahl von Gründen nicht verfügbar sind, statt nur die Auswirkungen des Man-
gels abzufedern. Deshalb unterstützen wir die Forderung einer Zwischenevaluation des ALBVVG, die 
eine Grundlage für eine Weiterentwicklung des Gesetzes sein muss, da dieses in seiner bisherigen 
Ausgestaltung seine Ziele erkennbar nicht umfassend erreicht hat. 

Aus Sicht der täglich in der ambulanten Versorgung Tätigen ist die Sicherstellung einer verlässlichen 
Arzneimittelversorgung von zentraler Bedeutung. Welche konkreten Schritte erforderlich sind, um die-
ses Ziel zu erreichen, ist politisch zu entscheiden. Die Stärkung des Pharmastandorts Europa, die ein 
wesentlicher Baustein für eine höhere Versorgungssicherheit ist, erfordert insbesondere wirtschaftspoli-
tische Weichenstellungen. Sinnvollerweise sollten diese im Zusammenspiel und in enger Abstimmung 
zwischen dem Bundesgesetzgeber und der europäischen Ebene erfolgen, die aktuell unter anderem 
durch den „Critical Medicines Act“ ebenfalls die Versorgungssicherheit im Bereich der Arzneimittel stär-
ken will. 

https://health.ec.europa.eu/medicinal-products/legal-framework-governing-medicinal-products-human-use-eu/critical-medicines-act_en
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